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Protokoll der Geschäftsstelle des Kreisgerichts zu er­
klären.“
(Das Rechtsmittel ist zu Protokoll der Rechtsari­
tragsstelle des KG zu erklären. Für die Einlegung der 
Beschwerde und die Entscheidung darüber gelten 
die §§158, 159 ZPO.)
„2. Überdas Rechtsmittel hat gemäß § 15 Abs. 2 das 
Bezirksgericht zu entscheiden. Das Kreisgericht ist 
zu einer Abänderung seiner Entscheidung nicht be­
fugt.
3. Das Rechtsmittel kann auf neue Tatsachen und 
Beweise gestützt werden und führt zur sachlichen 
und rechtlichen Nachp iifung durch das Bezirksge­
richt.
Sind weitere Beweise zu erbeben, ist eine Zurück­
verweisung an das Kreisgericht zulässig.“

§ 16
Verfahrenskosten
Für das gerichtliche Verfahren werden keine Kosten 
erhoben.

IV
Ortlmmgsstnifmnßnulimcii und Schlullhesiininiiingen 

§ 17
Ordnungsstrafbestimmungen
(1) Mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe 
von 10 bis zu 300 M kann bestraft werden, wer vor­
sätzlich als Leiter einer nichtstaatlichen Einrichtung 
Kranke aufnimmt oder als Pflegeverantwortlicher in 
Einzelpflege nimmt, ohne im Besitz der Zulassung 
gemäß §2 Abs. 3 zu sein.
(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem für das Gesundheitswesen verantwortli­
chen Mitglied des Rates des Bezirkes.
(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und des Ausspruchs von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. 1 Nr. 3 S. 101).

§ 18
Durchsetzung der Anordnung, 
polizeiliche Hilfe und Unterstützung
(1) Soweit die getroffenen Anordnungen nicht be­
folgt werden, können diese mit den erforderlichen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung des Krank­
heitszustandes durchgesetzt werden.
(2) Die Organe der Deutschen Volkspolizei leisten 
bei der Durchführung dieser Maßnahmen Hilfe und 
Unterstützung, wenn den Umständen nach zu erken­
nen ist. daß die mit der Durchführung der Maßnah­
men Beauftragten mit Gewalt bedroht oder tätlich 
angegriffen werden können oder die Maßnahmen in 
anderer Weise vereitelt werden

Anmerkung: Vgl. auch Ziff. III. des PrBOG vom
24. 7. 1968zum EinwG (NJ 1968 H. 16 S. 504) i. d. F. 
des Beschl. vom 10.12.1975 (N.I 1976 H. 1 S. 29 und 
OG-Inf. Nr. 5/1984 S. 61 ff.). Sie lautet:

§ 19
Durchführungsbestimmungen
Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister 
für Gesundheitswesen im Einvernehmen mit dem 
Minister der Justiz.

Anmerkungen: 1. Vgl. auch Ziff. V. des PrBOG 
vom 24. 7. 1968 zum EinwG (NJ 1968 H. 16 S. 504)
1. d. F. des Beschl. vom 10. 12. 1975 (NJ 1976 H. 1
S. 29 und OG-Inf. Nr. 5/1984 S. 61 ff.). Sic lautet:

„V.
Zeitliche Geltung
Auf Kranke, die vor dem 1. Juli 1968 auf Grund an­
derer gesetzlicher Bestimmungen eingewiesen wur­
den und sich in einer Einrichtung gemäß §3 Abs. 1 
befinden. findet das Verfahren nach §§ 11 und 12 kei­
ne Anwendung: jedoch ist auch bei diesen Kranken, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorlicgen. 
ein Aufhebtingsverfahren nach § 14 durchzuffihren 
(§20)."
2. Vgl. hierzu ferner-die Anweisung des Ministers
für Gesundheitswesen vom 12.8. 1968 über die vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Einweisung 
in stationäre Einrichtungen für psychisch Kranke ge­
troffenen Einweisungen durch Anordnung (VuM 
des M-I'G Nr. I8'6S). Sie lautet: *
..!. i >ie Kreisärzte sowie die Ärztlichen Direktoren

§ 20
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft.

„III.
Verfall renskosten
1. Gemäß § 16 werden für das gerichtliche Verfah­
ren keine Kosten erhoben. Das bedeutet, daß dem 
Kranken, gegen den das Verfahren durchgeführt 
wird, auch keine Auslagen für Beweiserhebung und 
sonstige gerichtliche Tätigkeit aufzuerlegen sind. 
Die Auslagen trägt der Staatshaushalt. Das gilt auch 
für die Gebühren eines gemäß § 12 Abs. 5 Beigeord­
neten Rechtsanwalts.
2. Außergerichtliche Kosten, die durch Aufwen­
dungen für eine zweckentsprechende Verfahrens­
durchführung entstehen, einschließlich Rechtsan­
waltskosten, werden nur im Falle der Zurückwei­
sung des Antrages auf Einweisung bzw. Aufhebung 
der Einweisung aus dem Staatshaushalt erstattet.“
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